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Zentrale Ergebnisse der Landeskonferenz für 

Menschen mit Behinderungen 2023 
 

Die Landeskonferenz für Menschen mit Behinderungen des Sozialverbands VdK 

Hessen-Thüringen beschäftigte sich 2023 mit der Frage, was die gesetzlichen 

Initiativen zur Gleichstellung und Teilhabe für die Inklusion in der Arbeitswelt 

tatsächlich erreicht haben und wo es gegebenenfalls noch Nachbesserungsbedarf 

gibt. Eingangs wurden dazu die an der Konferenz teilnehmenden 

Schwerbehindertenvertretungen gefragt, was die entsprechenden Gesetze, wie zum 

Beispiel das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG), für sie in ihrem Arbeitsalltag 

ganz persönlich für Auswirkungen hatten. Die Diversität und Verschiedenartigkeit der 

Antworten und Erfahrungen der Schwerbehindertenvertretungen spiegelte die 

Ergebnisse aus der Forschung wider, der zufolge das Feld der Inklusion in der 

Arbeitswelt sehr weit ist und auch die Erfahrungen sehr stark auseinandergehen 

können. Dies wird in großen Teilen bedingt durch die Vielfalt an Art und 

Schweregraden von Behinderungen sowie der Tätigkeitsfelder in der Arbeitswelt.  

Zum Einstieg gab der Gastredner Prof. Dr. Felix Welti, Professor für Sozial- und 

Gesundheitsrecht, Recht der Rehabilitation und Behinderung an der Universität 

Kassel, einen kursorischen Überblick über die aktuelle Forschung zur Wirksamkeit der 

Gleichstellungsgesetze und gesetzlichen Maßnahmen zur Verbesserung der Inklusion 

in der Arbeitswelt. Obwohl das Recht auf Arbeit für Menschen mit Behinderungen 

durch Artikel 27 der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen (UN-BRK) 

verbürgt ist, hat eine Nichtbeachtung der Vorgaben zur Beschäftigung bzw. 

Einstellung von Menschen mit Behinderungen sowie zur barrierefreien Zugänglichkeit 
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und Ausgestaltung von Arbeitsplätzen in der Regel kaum spürbare Konsequenzen für 

Arbeitgeber.  

Es fehlt an expliziten Vorgaben beispielsweise zur barrierefreien Gestaltung durch 

Bauordnungen, und auch der Diskriminierungsschutz ist für Menschen mit 

Behinderungen nur bedingt und noch nicht ausreichend über das Allgemeine 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG) abgedeckt. Die Soll-Quoten der Beschäftigung von 

Menschen mit Behinderungen sind immer noch nicht erfüllt worden, und die 

Beschäftigungsquote stagniert seit Jahren. Auch die vom Staatenberichtsverfahren 

zur UN-BRK kritisierte Anstellungspolitik in den Werkstätten für behinderte Menschen 

(WfbM) und die generell fehlende Barrierefreiheit an den Arbeitsplätzen sind bis dato 

in den Gesetzgebungsprozessen noch nicht aktiv angegangen worden. Die Forschung 

hat wiederholt gezeigt, dass es zur Verbesserung der Inklusion auf dem allgemeinen 

Arbeitsmarkt Reformen des AGG und der WfbM als auch des 

Behindertengleichstellungsgesetztes (BGG) bedarf. 

In der Konferenz wurde mit den Teilnehmenden der Podiumsdiskussion und im 

Austausch mit den Schwerbehindertenvertretungen nachfolgende Ergebnisse erzielt: 

1. Barrierefreiheit von Anfang an mitdenken 

Ob Bürogebäude neu gebaut oder bestimmte Verarbeitungssoftwares entwickelt 

werden – alles, was zur Ausübung bestimmter Tätigkeiten benutzt werden muss, 

sollte von vornherein (im Sinne des universellen Designs) barrierefrei gestaltet sein. 

Perspektivisch, wenn Barrierefreiheit von Anfang an mitgedacht wird, drückt dies auch 

die Kosten im Bau oder der Produktentwicklung. Es braucht neue Standards: Das Ziel 

sollte sein, Arbeitsplätze grundlegend so zu gestalten, dass sich ein Mensch mit 

Behinderung praktisch zu jeder Zeit bewerben und sofort eingestellt werden kann. 

Dazu müssen die Hilfeformen der Integrationsämter verstärkt durch die Firmen 

angenommen werden – für diese Prozesse ist die Arbeit und Funktion der 

Schwerbehindertenvertrauenspersonen zentral (siehe Punkt 3). 
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2. Die digitale Barrierefreiheit weiter voranbringen 

Vor allem die digitale Barrierefreiheit muss verbessert werden: Viele digitale 

Arbeitsmittel sind in der Regel nicht nutzbar insbesondere für sehbeeinträchtigte 

Menschen. Im Falle vieler, auch international bekannter Programme zur 

Datenverarbeitung oder auch derjenigen, die im öffentlichen Dienst eingesetzt 

werden, ist dies durch den Datenschutz begründet. Hier braucht es andere Vorgaben 

durch die Bundesregierung, aber auch eine konsequentere politische Verpflichtung 

des privaten Sektors. Maßnahmen wie das Barrierefreiheitsstärkungsgesetz müssen 

auch zu spürbaren Konsequenzen führen bei Nichteinhaltung. Darüber hinaus 

müssen das Fachpersonal und die IT-Mitarbeitenden zu Fragen der Barrierefreiheit 

geschult werden. 

3. Die Position von Schwerbehindertenvertretungen stärken 

Hinsichtlich der Zusammenarbeit der Schwerbehindertenvertretungen mit den 

Arbeitgebern wird insbesondere durch die Schwerbehindertenvertrauenspersonen 

moniert, dass Arbeitnehmer oft nicht genug über die Funktionen der 

Schwerbehindertenvertretungen wüssten und generell eine große Unwissenheit in 

Personalabteilungen und bei Abteilungsleitungen herrsche. Um dies zu beheben, ist 

die Position der Inklusionsbeauftragten in den Unternehmen entscheidend, um die 

Arbeit der Schwerbehindertenvertrauenspersonen zu unterstützen und die 

Arbeitgeber aufzuklären. Ziel sollte es sein, die Einstellung der Arbeitgeber zu ändern 

(zum Beispiel um Bedenken bei Bewerbungsgesprächen vorzubeugen). Ein zentraler 

Hebel ist es, die firmeninternen Durchsetzungsmöglichkeiten für die 

Interessensvertretungen zu stärken. Schwerbehindertenvertretungen haben den 

Personalräten gleichgestellt zu agieren und müssen bei allen Fragen das Personal 

betreffend eingebunden werden. Wenn dies nicht geschieht, so muss dies spürbare 

Konsequenzen haben.  
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4. Weniger Bürokratie und mehr Übersichtlichkeit 

Eine besonders große Herausforderung bei der Gestaltung barrierefreier Arbeitsplätze 

sind die zuweilen sehr langen Wartezeiten in den Genehmigungsprozessen der 

Ausstattung und Hilfsmittel. Für viele Unternehmen bedeute dies oftmals eine 

unnötige Verzögerung, bis sie einen Mitarbeiterin oder Mitarbeiterin mit 

Behinderungen zum Einsatz für ihr Unternehmen bringen können. Darüber hinaus 

herrschen eine große Unübersichtlichkeit und Undurchschaubarkeit hinsichtlich der 

Möglichkeiten zur Förderung von Barrierefreiheit im Arbeitsleben. Um die 

Komplexität des bürokratischen Systems zu reduzieren, benötigt es kürzerer Wege 

(beispielsweise indem Ansprechpersonen im Internet gut sichtbar und direkt 

erreichbar sind oder die Einheitlichen Ansprechstellen für Arbeitgeber (EAA) beim 

Erstellen der Anträge mehr hinzugezogen werden). Einen solchen Ansatz verfolgt das 

von der Bundesregierung geförderte Programm „rehapro“, um Schnittstellen 

zwischen den Kostenträgern zu verbessern und die durch das BTHG geforderte 

Personenzentrierung mehr in die Entscheidungsprozesse einfließen zu lassen.1 Die 

Verkürzung bürokratischer Prozesse ist insbesondere für Arbeitgeber der kleinen und 

mittelständigen Betriebe unerlässlich. 

5. Reformen sind dringend notwendig 

Bereits aus der Forschung zur Wirksamkeit der Gleichstellungsgesetze sind diverse 

Unzulänglichkeiten bekannt.2 Diese betreffen unter anderem das Allgemeine 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG), welches zur Stärkung des Diskriminierungsschutzes 

von Menschen mit Behinderungen hinsichtlich der Teilhabe am allgemeinen 

Arbeitsmarkt dringend reformiert werden muss. Ergänzend müssen die 

 
1 vgl. https://www.modellvorhaben-rehapro.de/DE/Home/home_node.html (letzter Zugriff 29.11.2023). 
2 vgl. Welti, F., Groskreutz, H., Hlava, D., Rambausek, T., Ramm, D., & Wenckebach, J. (2014). Evaluation 

des Behindertengleichstellungsgesetzes: Abschlussbericht. (Forschungsbericht / Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales, FB445). Kassel: Bundesministerium für Arbeit und Soziales; Universität Kassel, FB 

01 Humanwissenschaften, Institut für Sozialwesen.  

vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2022): Forschungsbericht. Evaluierung des novellierten 

Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG). Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik, 

Universität Kassel, Hugo Sinzheimer Institut für Arbeits- und Sozialrecht. 

https://www.modellvorhaben-rehapro.de/DE/Home/home_node.html
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Bauordnungen der Länder stärkere Forderungen an die Privatwirtschaft richten, dass 

sie in der infrastrukturellen Ausgestaltung von Arbeitsplätzen die Barrierefreiheit 

zwingend zu berücksichtigen haben. Ebenfalls sind private Anbieter von Gütern zur 

barrierefreien Ausgestaltung zu verpflichten. Im AGG muss eine Verpflichtung zu 

angemessenen Vorkehrungen zur barrierefreien Gestaltung von Arbeitsplätzen 

eingefügt werden. Werden diese Vorkehrungen nicht getroffen, muss dieser Umstand 

als Diskriminierung einklagbar sein mit entsprechenden Entschädigungszahlungen für 

Betroffene. Darüber hinaus müssen Verbandsklagen im BGG wirksamer gestaltet 

werden: Derzeit sind gegen Träger der öffentlichen Gewalt nur Feststellungsklagen 

möglich, mit einer Verbandsklage wird keine Verpflichtung zur Barrierefreiheit erwirkt, 

lediglich eine Tatsachenfeststellung. Zudem müssen Verbandsklagen bei einer 

Reform des Behindertengleichstellungsgesetzes kostenfrei werden. 


